
 

 

 
 
 

Neufassung der Verbandssatzung 

des Zweckverbandes „Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen“ KISA 

(Lesefassung) 

 

Neufassung der Verbandssatzung vom 16. Juni 2016 (SächsAbl. 36/2016 S. 1175 ff.) in der teilge-
nehmigten Fassung der 5. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung vom 25. September 2024 
(SächsAbl. 6/2025 S. 170 ff.).  

 

 

§ 1  Entstehung, Rechtsform, Verbandsmitglieder 

 

(1) Der Zweckverband ist durch eine Vereinigung der Zweckverbände „Zweckverband Datenverar-
beitung in Südsachsen“ (DVS), „Zweckverband Kommunale Datenverarbeitung Ostsachsen“ 
(KDO), und „Zweckverband Kommunale Datenverarbeitung Westsachsen“ (ZKDW) gemäß 
§ 65 Abs. 1 des Sächsischen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) ent-
standen. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts gemäß §§ 44 ff. SächsKomZG. 

(2) Mitglieder des Zweckverbands sind die in der Anlage zu dieser Satzung aufgeführten Städte, 
Gemeinden, Landkreise und sonstigen juristischen Personen.  

(3) Der Beitritt weiterer Mitglieder zu dem Zweckverband ist möglich, soweit sie die Vorausset-
zungen des § 44 SächsKomZG erfüllen. 

 

 

§ 2  Name und Sitz 

 

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen“ KISA. 

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Leipzig. 

 

 

§ 3  Aufgabe des Verbandes 

 

(1) Der Zweckverband stellt seinen Mitgliedern Datenverarbeitungsverfahren, Datenübertragungs-
netze, Datenverarbeitungsleistungen und zugehörige Serviceleistungen zur Erledigung oder 
Vereinfachung von Verwaltungsaufgaben mit technikunterstützter Informationsverarbeitung 
zur Verfügung, welche die Mitglieder ganz oder teilweise in freier Entscheidung nutzen können. 

(2) Zu den Leistungen und Aufgaben des Zweckverbandes gehören insbesondere die nachfolgend 
aufgezählten: 

a) Wartung, Pflege, Weiterentwicklung und erforderlichenfalls geordnete Ablösung der be-
reitgestellten Verfahren; 

b) Gewährleistung eines möglichst integrierten Einsatzes der angebotenen Verfahren 
durch Bereitstellung entsprechender Schnittstellen; 

c) Beratung und Unterstützung der Mitglieder sowie der sonstigen Kunden in allen Fragen, 
die mit den Leistungen nach Abs. 1 im Zusammenhang stehen, in allen sonstigen An-
wendungsfragen und bei der Auswahl, Beschaffung und Nutzung von Hardware und 
Software, wobei Rechtsberatung ausgeschlossen ist; 

d) Durchführung von Schulungen; 



 

 

e) Erwerb von Gebietslizenzen und Abschluss von Rahmenverträgen mit Dritten über Liefe-
rungen und Leistungen; 

f) Bereitstellung eines Übertragungsnetzes zur Nutzung der Datenverarbeitungsverfahren 
und für andere Netzdienste; 

g) Vertretung der Interessen der Verbandsmitglieder auf dem Gebiet der technikunterstütz-
ten Informationsverarbeitung; 

h) Erwerb und Überlassung von Informationstechnik sowie damit verbundene Betreiberleis-
tungen. 

i) Der Verband stellt beruflich qualifiziertes und sachkundiges Personal bereit, das befä-
higt ist, als Datenschutzbeauftragter gemäß Art. 37 Datenschutz-Grundverordnung Ver-
wendung zu finden. Mitglieder der KISA erhalten das Entscheidungsrecht, bereitgestell-
tes Personal zum Datenschutzbeauftragten gemäß Art. 37 Datenschutz-Grundverord-
nung bei Verfügbarkeit zu benennen. Im Falle seiner Benennung erfüllt der jeweilige Da-
tenschutzbeauftragte seine Pflichten und Aufgaben gegenüber der Geschäftsleitung des 
Verbandes unabhängig und berichtet unmittelbar und ausschließlich dem Verantwortli-
chen, d.h. der benennenden Stelle. Allein im Falle von Vertragsstörungen zwischen dem 
Verband und einem Verbandsmitglied bei der Wahrnehmung der Aufgabe, ist der Ver-
band befugt, das von ihm gestellte Personal zum erbrachten Leistungsumfang zu befra-
gen. 

(3) Der Verband kann sich zur Erfüllung einzelner Aufgaben Dritter bedienen. Hierbei muss ver-
traglich sichergestellt sein, dass alle Normen des Datenschutzes ausnahmslos eingehalten 
werden und dass dies jederzeit durchsetzbar ist. 

(4) Der Zweckverband erbringt seine Leistungen im Wesentlichen für seine Verbandsmitglieder. 
Im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten kann er Leistungen auch für Dritte erbringen. Der 
Drittgeschäftsanteil darf einen Wert von 20% des durchschnittlichen Gesamtumsatzes der ver-
gangenen drei Jahre nicht erreichen oder überschreiten. 

(5) Der Verband arbeitet kostendeckend. Die Erzielung eines Gewinnes wird nicht angestrebt. 

 

 

§ 4  Organe des Zweckverbandes, beratende Gremien 

 

Organe des Zweckverbandes sind 

a) die Verbandsversammlung, 

b) der Verbandsvorsitzende, 

c) der Verwaltungsrat. 

 

 

§ 5  Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 

Die Verbandsversammlung besteht aus den gesetzlichen Vertretern der Verbandsmitglieder, sofern 
nicht auf deren Vorschlag das Hauptorgan des Verbandsmitglieds einen anderen leitenden Bediens-
teten zum Vertreter wählt. Im Verhinderungsfall können sich die Vertreter der Gemeinden, Land-
kreise, Verwaltungs- oder Zweckverbände nur im Rahmen der für sie geltenden kommunalrechtli-
chen Regelungen vertreten lassen. Die Vertreter juristischer Personen des Privatrechts können sich 
im Verhinderungsfall durch einen rechtsgeschäftlich Beauftragten vertreten lassen.  

 

 

§ 6  Stimmrechte der Verbandsmitglieder 

 

(1) Die Verbandsmitglieder haben bei Wahlen je eine Stimme. 



 

 

(2) Bei Abstimmungen haben die Verbandsmitglieder in der Verbandsversammlung entsprechend 
den Umsatzerlösen des Vorjahres folgende Stimmen: 

 

bis     1.000,- EUR    1 Stimme 

bis   10.000,- EUR    3 Stimmen 

bis   20.000,- EUR    5 Stimmen 

bis   50.000,- EUR    8 Stimmen 

bis 100.000,- EUR  12 Stimmen 

bis 200.000,- EUR  20 Stimmen 

über 200.000,- EUR  30 Stimmen 

 

Die Stimmen der neu beigetretenen Verbandsmitglieder werden nach der Aufnahme für das 
erste Jahr entsprechend der geschätzten Umsatzerlöse durch den Verwaltungsrat festgesetzt. 
Umsatzerlöse sind die Erlöse aus dem Verkauf und der Vermietung oder Verpachtung von Pro-
dukten sowie aus der Erbringung von Dienstleistungen des Zweckverbandes nach Abzug von 
Erlösschmälerungen und der Umsatzsteuer sowie sonstiger direkt mit dem Umsatz verbunde-
ner Steuern. Die auf die Verbandsmitglieder jeweils entfallenden Stimmenzahlen werden den 
Verbandsmitgliedern rechtzeitig im Vorfeld einer Verbandsversammlung zur Kenntnis gege-
ben.   

(3) Die Stimmen eines Verbandsmitglieds können nur einheitlich abgegeben werden. 

(4) Die Verbandsmitglieder können ihrem Vertreter Weisungen für die Stimmabgabe erteilen. 

(5) Kein Verbandsmitglied kann mehr als zwei Fünftel der Stimmenzahl aller Verbandsmitglieder 
haben.  

 

 

§ 7  Aufgaben der Verbandsversammlung 

 

(1) Die Verbandsversammlung ist das Hauptorgan des Zweckverbandes. Sie legt die Grundsätze 
für die Verwaltung des Verbandes fest und entscheidet über alle Angelegenheiten, die für den 
Verband von grundsätzlicher Bedeutung oder von besonderer Wichtigkeit sind. Die Verbands-
versammlung überwacht die Ausführung ihrer Beschlüsse. Sie überwacht auch die Verbands-
verwaltung. 

(2) Die Verbandsversammlung entscheidet auf der Grundlage der Verbandssatzung über alle An-
gelegenheiten des Verbandes, soweit diese nicht kraft Gesetzes oder durch Übertragung in die 
Zuständigkeit des Verwaltungsrates oder des Verbandsvorsitzenden fallen. Sie beschließt ins-
besondere über: 

a) den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen und der Geschäftsordnung 
der Verbandsversammlung; 

b) die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter; 

c) die Wahl der weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates; 

d) die Bestellung und Entlassung von Geschäftsführern, die Ernennung, Einstellung, Höher-
gruppierung und Entlassung von sonstigen leitenden Bediensteten einschließlich den 
Fachbediensteten für das Finanzwesen des Zweckverbandes jeweils im Einvernehmen 
mit dem Verbandsvorsitzenden sowie über die Festsetzung von Vergütungen, auf die 
kein Anspruch auf Grund eines Tarifvertrages besteht; 

e) die Entsendung von Vertretern in Organe, Aufsichtsräte oder entsprechende Überwa-
chungsorgane von Unternehmen, Verbänden und Organisationen, an denen der Verband 
beteiligt ist; 



 

 

f) die Errichtung, Übernahme, wesentliche Veränderung, vollständige oder teilweise Veräu-
ßerung und die Auflösung von Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen sowie die 
unmittelbare und mittelbare Beteiligung an solchen; 

g) den Wirtschaftsplan; 

h) die jährliche Festlegung der Umlagen; 

i) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Ergebnisverwendung; 

j) die Wahl des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss; 

k) die Wahl des Rechnungsprüfers; 

l) die Entlastung des Verbandsvorsitzenden; 

m) die Entscheidung zu über- und außerplanmäßigen Aufwänden bzw. Auszahlungen von 
mehr als € 500.000 im Einzelfall, hierunter fallen nicht solche Aufwände bzw. Auszah-
lungen, die im jeweiligen Wirtschaftsjahr durch entsprechende Mehrerträge bzw. 
Mehreinzahlungen gedeckt werden; 

n) die Aufnahme neuer Mitglieder und das Ausscheiden von Mitgliedern; 

o) die Regelung der allgemeinen Rechtsverhältnisse der Verbandsbediensteten; 

p) alle sonstigen Angelegenheiten, die für den Verband von grundsätzlicher Bedeutung 
sind; 

q) die Auflösung des Verbandes und die Verteilung des Verbandsvermögens. 

(3) Kann in den Fällen des Absatzes 2 lit. d kein Einvernehmen erzielt werden, entscheidet die 
Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Stimmen. 

(4) In den Fällen des Abs. 2 bleibt bei der Ermittlung von Auftragswerten bzw. Aufwänden darauf 
entfallende Umsatzsteuer unberücksichtigt. Kann ein Gesamtwert für das Rechtsgeschäft 
nicht angegeben werden, insbesondere weil es sich um wiederkehrende Verpflichtungen han-
delt, deren Ende vertraglich nicht festgelegt ist, ist für die Bestimmung des Wertes das Vierfa-
che des Jahresauftragswertes, mindestens jedoch der zu erwartende Auftragswert während 
einer vereinbarten Mindestvertragsdauer zugrunde zu legen. Der Wert einer Rahmenvereinba-
rung wird auf der Grundlage des geschätzten Gesamtwertes aller Einzelaufträge berechnet, 
die während dieser Laufzeit geplant sind. 

 

§ 8  Geschäftsgang in der Verbandsversammlung 

 

(1) Die Verbandsversammlung ist nach Bedarf einzuberufen, jährlich jedoch mindestens einmal. 
Sie muss einberufen werden, wenn dies unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes von 
einem Fünftel aller Verbandsmitglieder oder von Verbandsmitgliedern beantragt wird, die zu-
sammen mindestens über ein Fünftel der satzungsmäßigen Stimmen verfügen.  

(2) Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversammlung unter Angabe von Zeit und Ort der 
Versammlung schriftlich oder elektronisch mit einer Frist von zwei Wochen vor dem Sit-
zungstag ein. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung für die Verbandsversammlung. In Eil-
fällen kann die Verbandsversammlung ohne Frist, formlos und lediglich unter Angabe der Ver-
handlungsgegenstände einberufen werden. 

(3) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öffentlich, sofern nicht das öffentliche Wohl  
oder berechtigte Interessen Einzelner eine nichtöffentliche Verhandlung erfordern.  

(4) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn auf die anwesenden und stimmberech-
tigten Verbandsmitglieder mindestens die Hälfte der satzungsmäßigen Stimmen entfallen. 

(5) Im Falle der Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von zwei Wochen mit einer Frist von zwei wei-
teren Wochen eine zweite Verbandsversammlung einzuberufen. Diese Verbandsversammlung 
ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Verbandsmitglieder anwesend und stimmberechtigt 
sind; bei der Einberufung der zweiten Verbandsversammlung ist hierauf hinzuweisen. 

(6) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der Verbandsversammlung ist eine Nieder-
schrift zu fertigen. Sie muss insbesondere den Namen des Vorsitzenden, die Zahl der anwe-
senden und die Namen der abwesenden Vertreter der Verbandsmitglieder unter Angabe des 



 

 

Grundes der Abwesenheit, die Gegenstände der Verhandlung, die Anträge, die Abstimmungs- 
und Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse enthalten. Das Nähere regelt die Ge-
schäftsordnung für die Verbandsversammlung.  

(7) Die Verbandsversammlung regelt ihre inneren Angelegenheiten, insbesondere den Gang ihrer 
Verhandlungen, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften durch eine Geschäftsordnung. 

(8) Über Gegenstände einfacher Art und geringer Bedeutung kann auch im schriftlichen oder elekt-
ronischen Verfahren beschlossen werden; ein hierbei gestellter Antrag ist angenommen, wenn 
kein Mitglied widerspricht. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung der Verbandsversamm-
lung. 

 

 

§ 9  Verwaltungsrat 

 

(1) Zur dauernden Erledigung bestimmter Aufgaben bildet der Zweckverband einen Verwaltungs-
rat. 

(2) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Verbandsvorsitzenden, seinen beiden Stellvertretern und 
13 weiteren Vertretern von Verbandsmitgliedern, welche durch die Verbandsversammlung für 
eine Dauer von fünf Jahren bestellt werden. § 42 Abs. 1 S. 2 SächsGemO findet entsprechende 
Anwendung. Kommt eine Einigung über die Besetzung des Verwaltungsrates nicht zustande, 
findet eine Mehrheitswahl ohne Bindung an die vorgeschlagenen Bewerber statt. Gewählt sind 
in absteigender Reihenfolge die Mitgliedsvertreter, die die meisten Stimmen auf sich vereinen. 
Bei der Bestellung ist nach Möglichkeit auf regionale Ausgewogenheit zu achten. Aus den 
Gruppen der kreisangehörigen Städte und Gemeinden, der kreisfreien Städte und der Land-
kreise soll jeweils mindestens ein Mitglied im Verwaltungsrat durch einen Repräsentanten ver-
treten sein. Für die weiteren Vertreter ist jeweils ein Stellvertreter zu wählen. Das Nähere kann 
durch eine Geschäftsordnung geregelt werden. 

(3) Entfällt die Position eines Mitgliedes des Verwaltungsrates als gesetzlicher Vertreter eines 
Mitglieds des Zweckverbands, so scheidet es aus dem Verwaltungsrat aus. Für den Rest der 
Amtszeit kann in den Fällen des Abs. 2 S. 3 eine Nachwahl durch die Verbandsversammlung 
erfolgen, anderenfalls ist eine Neubesetzung des Verwaltungsrates vorzunehmen. Bis zur 
Nachbesetzung nimmt der gemäß Abs. 2 S. 7 gewählte Stellvertreter die Aufgaben des ausge-
schiedenen Mitglieds wahr. 

(4) Der Verbandsvorsitzende ist zugleich Vorsitzender des Verwaltungsrates, seine beiden Stell-
vertreter sind zugleich stellvertretende Verwaltungsratsvorsitzende.  

(5) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwe-
send und stimmberechtigt ist. 

(6) Jedes Verwaltungsratsmitglied hat eine Stimme. Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit 
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

(7) Der Verwaltungsrat kann sich zur Regelung seiner inneren Angelegenheiten eine Geschäfts-
ordnung geben. Bis zum Inkrafttreten einer Geschäftsordnung für den Verwaltungsrat gelten 
für den Geschäftsgang des Verwaltungsrates § 8 und die Geschäftsordnung für die Verbands-
versammlung entsprechend, soweit vorstehend nicht etwas Abweichendes geregelt ist. 

(8) Nach Ablauf der Amtszeit des Verwaltungsrates führt dieser die Geschäfte bis zum Amtsan-
tritt des neu gewählten Verwaltungsrates weiter. 

 

 

§ 10 Aufgaben des Verwaltungsrates 

 

(1) Der Verwaltungsrat bereitet die Beschlüsse der Verbandsversammlung vor. 

(2) Der Verwaltungsrat entscheidet über alle ihm durch die Verbandsversammlung mit dieser Sat-
zung oder im Einzelfall übertragenen Angelegenheiten des Verbandes, soweit hierfür nicht 



 

 

nach dem Gesetz ausschließlich die Verbandsversammlung oder der Vorsitzende zuständig 
sind. Er entscheidet hiernach insbesondere über: 

a) die Aufnahme bzw. Streichung von Software aus dem Produkt- und Leistungsangebot 
des Zweckverbandes; 

b) entfallen; 

c) den Abschluss von Kreditverträgen ab einem Betrag von mehr als € 500.000 soweit vom 
Wirtschaftsplan umfasst; 

d) die Vergabe von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen, insbesondere zur Entwick-
lung von Programmen, über die Beschaffung von Hard- und Software ausgenommen 
Verträge nach Buchstabe n) sowie Wartung und Pflege soweit vom Wirtschaftsplan um-
fasst bei einem Gesamtwert von mehr als € 500.000;  

e) die Vergabe und Ausführung von Vorhaben des Investitionsplans, wenn die Gesamtkos-
ten im Einzelfall mehr als € 250.000 betragen; 

f) den Erlass und die Niederschlagung von Ansprüchen des Verbandes im Wert von mehr 
als € 25.000 bis zu € 100.000 im Einzelfall sowie den Abschluss von Vergleichen, bei 
denen sich das Zugeständnis des Zweckverbandes in diesen Wertgrenzen bewegt; 

g) die Übernahme von Bürgschaften bis zu einer Höhe von € 250.000; 

h) die Stundung von Forderungen im Wert von mehr als € 25.000 bis zu € 500.000 im Ein-
zelfall für die Dauer von maximal einem Jahr; 

i) den Abschluss von Versicherungsverträgen mit einem Gesamtwert von mehr als 
€ 250.000 im Einzelfall soweit vom Wirtschaftsplan umfasst; 

j) den Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken und grundstücksglei-
chen Rechten, soweit nicht für den Zweckverband von erheblicher wirtschaftlicher Be-
deutung; 

k) die Anmietung und Anpachtung sowie die Vermietung und Verpachtung von bebauten 
und unbebauten Grundstücken und grundstückgleichen Rechten mit einem Miet- oder 
Pachtzins von mehr als € 250.000 im Einzelfall soweit vom Wirtschaftsplan umfasst; 

l) freiwillige Zuwendungen mit einem Betrag von mehr als € 1.000 bis zu € 10.000 im Ein-
zelfall; 

m) die Entscheidung zu über- und außerplanmäßigen Aufwänden bzw. Auszahlungen von 
mehr als € 25.000 bis zu € 500.000 im Einzelfall, hierunter fallen nicht solche Aufwände 
bzw. Auszahlungen, die im jeweiligen Wirtschaftsjahr durch entsprechende Mehrerträge 
bzw. Mehreinzahlungen gedeckt werden; 

n) Miete, Leasing und Pacht von beweglichem Vermögen bei einer Betragssumme von 
mehr als € 250.000 im Einzelfall soweit vom Wirtschaftsplan umfasst; 

o) den Abschluss von Verträgen mit Mitgliedern und sonstigen Kunden über Leistungen des 
Zweckverbandes bei einem Auftragswert von mehr als € 1.000.000 bis € 2.000.000 ; 

p) die Führung von Aktivprozessen, bei denen im Einzelfall der Streitwert mehr als € 50.000 
bis zu € 250.000 beträgt; 

(3) Bei der Ermittlung der Auftragswerte bzw. Aufwände nach Absatz 2 findet § 7 Absatz 4 ent-
sprechende Anwendung.  

 

 

§ 11 Beiräte 

 

(1) Auf Beschluss des Verwaltungsrates können ein Beirat oder mehrere Beiräte, insbesondere 
Regionalbeiräte und Fachbeiräte, eingerichtet werden. Kommt eine Einigung über die Zusam-
mensetzung der Beiräte nicht zustande, werden die Beiratsmitglieder vom Verwaltungsrat ge-
wählt. 



 

 

(2) Beiräte haben beratende Funktion im Rahmen ihrer Aufgabe. Werden Regionalbeiräte einge-
richtet, so unterstützen sie den Verbandsvorsitzenden, den Verwaltungsrat und die Geschäfts-
führung im Hinblick auf regionale Gegebenheiten und Anforderungen. Sie wirken auf die Ein-
haltung und Sicherung der regionalen Ausgewogenheit bei den Angeboten und der Tätigkeit 
des Zweckverbandes hin.  

(3) Der Verbandsvorsitzende kann mit Zustimmung des Verwaltungsrates eine Geschäftsordnung 
für Beiräte erlassen, die Näheres bestimmt. 

 

 

§ 12 Verbandsvorsitzender / Stellvertreter 

 

(1) Der Verbandsvorsitzende und seine beiden Stellvertreter werden von der Verbandsversamm-
lung aus ihrer Mitte für die Dauer von fünf Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahl-
amtes eines Verbandsmitgliedes, für die Dauer dieses Amtes gewählt. Ist der Verbandsvorsit-
zende nicht mehr gesetzlicher Vertreter eines Mitglieds des Zweckverbandes, so endet zu-
gleich auch seine Stellung als Verbandsvorsitzender; entsprechendes gilt für die Stellvertreter.  

(2) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten eine 
Aufwandsentschädigung, deren Höhe durch eine gesonderte Satzung festgelegt wird. 

(3) Nach Ablauf der Amtszeit des Verbandsvorsitzenden führt dieser die Geschäfte bis zum Amts-
antritt des neu Gewählten weiter. Dasselbe gilt für die beiden Stellvertreter. 

 

 

§ 13 Aufgaben des Verbandsvorsitzenden 

 

(1) Der Verbandsvorsitzende ist Vorsitzender der Verbandsversammlung und des Verwaltungsra-
tes. Er bereitet die Sitzungen der Verbandsversammlung und des Verwaltungsrates vor und 
leitet sie, und er vollzieht ihre Beschlüsse. 

(2) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. In Fällen tatsächlicher oder 
rechtlicher Verhinderung des Verbandsvorsitzenden wird der Zweckverband nach innen und 
außen durch einen der Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden vertreten. 

(3) Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Ver-
waltung und die ihm sonst durch Gesetz oder diese Satzung übertragenen Aufgaben. Er ist 
insbesondere zuständig für die Aufgaben, die nicht von grundsätzlicher Bedeutung für den 
Verband sind und für die nicht der Verwaltungsrat zuständig ist sowie für die innere Organisa-
tion der Verbandsverwaltung. Der Verbandsvorsitzende kann Aufgaben auf die Geschäftsfüh-
rung übertragen. Der Verbandsvorsitzende ist hiernach u.a. für folgende Sachentscheidungen 
zuständig: 

a) die Vergabe von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen, insbesondere zur Entwick-
lung von Programmen, über die Beschaffung von Hard- und Software ausgenommen 
Verträge nach Buchstabe i) sowie Wartung und Pflege soweit vom Wirtschaftsplan um-
fasst bis zu einem Gesamtwert von € 500.000;  

b) die Vergabe und Ausführung von Vorhaben des Investitionsplans, wenn die Gesamtkos-
ten im Einzelfall bis zu € 250.000 betragen; 

c) den Erlass und die Niederschlagung von Ansprüchen des Verbandes im Wert von bis zu 
€ 25.000 im Einzelfall sowie den Abschluss von Vergleichen, bei denen das Zugeständ-
nis des Zweckverbandes € 25.000 nicht übersteigt; 

d) die Stundung von Forderungen im Wert von bis zu € 25.000 im Einzelfall für die Dauer 
von maximal einem Jahr; 

e) den Abschluss von Versicherungsverträgen mit einem Gesamtwert von bis zu € 250.000 
im Einzelfall soweit vom Wirtschaftsplan umfasst; 



 

 

f) die Anmietung und Anpachtung sowie die Vermietung und Verpachtung von bebauten 
und unbebauten Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten mit einem Miet- oder 
Pachtzins von bis zu € 250.000 im Einzelfall soweit vom Wirtschaftsplan umfasst; 

g) freiwillige Zuwendungen mit einem Betrag von bis zu € 1.000 im Einzelfall; 

h) die Entscheidung betreffend über- und außerplanmäßige Aufwände bzw. Auszahlungen 
bis zu € 25.000 im Einzelfall, hierunter fallen nicht solche Aufwände bzw. Auszahlungen, 
die im jeweiligen Wirtschaftsjahr durch entsprechende Mehrerträge bzw. Mehreinzah-
lungen gedeckt werden; 

i) Miete, Leasing und Pacht von beweglichem Vermögen bei einer Betragssumme von bis 
zu € 250.000 im Einzelfall soweit vom Wirtschaftsplan umfasst; 

j) den Abschluss von Verträgen mit Mitgliedern und sonstigen Kunden über Leistungen des 
Zweckverbandes bis zu einem Auftragswert von € 1.000.000; 

k) die Führung von Aktivprozessen, bei denen im Einzelfall der Streitwert nicht mehr als 
€ 50.000 beträgt; 

l) Einstellung, die tarifliche Vergütung und die Entlassung von nicht leitenden Verbandsbe-
diensteten sowie sonstige dienstrechtliche Angelegenheiten, Maßnahmen und Entschei-
dungen die Bediensteten aller Vergütungsgruppen betreffend im Einzelfall. 

m) Festlegung von Zeit und Ort der Sitzungen der Verbandsversammlung nach Maßgabe 
dieser Verbandssatzung und der Regelungen der Geschäftsordnung für die Verbands-
versammlung; 

n) für die Ausübung der Stimmrechte des Zweckverbandes in Organen von Tochter- und 
Beteiligungsgesellschaften des Verbandes, soweit die Sachentscheidung nicht kraft Ge-
setzes oder dieser Satzung der Verbandsversammlung vorbehalten ist. In den in § 28 
Abs. 2 Nr. 15 SächsGemO beziehungsweise § 24 Abs. 2 Nr. 14 SächsLKrO genannten 
Angelegenheiten übt der Verbandsvorsitzende seine Befugnisse aufgrund von Beschlüs-
sen der Verbandsversammlung aus. In anderen Angelegenheiten kann die Verbandsver-
sammlung ihm Weisungen erteilen; 

o) die Festsetzung und Änderung der allgemeinen und besonderen Leistungsentgelte des 
Zweckverbandes;  

p) den Abruf von Leistungen aus bestehenden Rahmenverträgen des Zweckverbandes. 

q) den Abschluss von Kreditverträgen bis zu einem Betrag von € 500.000 soweit vom Wirt-
schaftsplan umfasst. 

(4) Bei der Ermittlung der Auftragswerte bzw. Aufwände nach Absatz 3 findet § 7 Absatz 4 ent-
sprechende Anwendung.  

(5) In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung auch nicht bis zu einer ohne Frist und form-
los einberufenen Sitzung der Verbandsversammlung oder des Verwaltungsrates aufgescho-
ben werden kann, entscheidet der Verbandsvorsitzende anstelle der Verbandsversammlung 
beziehungsweise des Verwaltungsrates. Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art der 
Erledigung sind der Verbandsversammlung beziehungsweise dem Verwaltungsrat unverzüg-
lich mitzuteilen. 

(6) Der Verbandsvorsitzende hat die Verbandsversammlung über alle wichtigen Angelegenheiten 
des Verbandes zu unterrichten. 

 

 

§ 14 Bedienstete 

 

(1) Der Zweckverband beschäftigt hauptamtliche Bedienstete. Ihr Dienstvorgesetzter ist der Ver-
bandsvorsitzende. 

(2) Die Bediensteten sind zur Wahrung von Amts- und Geschäftsgeheimnissen des Zweckverban-
des und der Verbandsmitglieder sowie zur Wahrung des Datenschutzes und zur gewissenhaf-
ten Erfüllung ihrer Dienstobliegenheiten zu verpflichten. 



 

 

 

 

§ 15 Geschäftsführung 

 

(1) Der Verband hat eine Geschäftsführung. Die Geschäftsführung wird auf Beschluss der Ver-
bandsversammlung durch den Verbandsvorsitzenden bestellt.  

(2) Die Geschäftsführung unterstützt den Verbandsvorsitzenden bei der Vorbereitung und Leitung 
von Beratungen der Verbandsversammlung und des Verwaltungsrates und nimmt an den Be-
ratungen der Verbandsversammlung und des Verwaltungsrates teil.  

(3) Die Geschäftsführung ist im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Einhaltung des Grundsatzes 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in der Verbandsverwaltung verantwortlich.  

(4) Der Verbandsvorsitzende kann die Geschäftsführung nach Maßgabe der § 56 Abs. 3, § 47 
Abs. 2 und § 5 Abs. 3 SächsKomZG in Verbindung mit § 59 Abs. 1 SächsGemO dauernd oder 
im Einzelfall mit seiner Vertretung in weiteren Aufgabengebieten oder mit Angelegenheiten der 
Zweckverbandsverwaltung beauftragen. Der Verbandsvorsitzende kann für die Fälle vorüber-
gehender tatsächlicher und Fälle rechtlicher Verhinderung der Geschäftsführung bis zu zwei 
Stellvertreter des Geschäftsführers benennen. Das Nähere regelt der Verbandsvorsitzende in 
der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 

(5) Die Geschäftsführung hat den Verbandsvorsitzenden und seine beiden Stellvertreter über alle 
wichtigen Angelegenheiten des Verbandes zeitnah zu informieren. Sie hat insbesondere vier-
teljährlich über die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und unverzüglich über erhebli-
che Mehrausgaben (Abweichung von bestehenden Planungen) zu berichten. 

 

 

§ 16 Deckung des Finanzbedarfs 

 

(1) Der Finanzbedarf des Zweckverbandes soll durch Vergütungen für die vom Zweckverband an-
gebotenen Leistungen gedeckt werden. Sofern der Finanzbedarf hierdurch sowie durch sons-
tige Erträge, Staatszuschüsse und sonstige zweckgebundene Zuschüsse nicht gedeckt wer-
den kann, kann die Verbandsversammlung einmalige und jährliche Umlagen beschließen. Art 
und Höhe der jeweiligen Umlagen sind in der Haushaltssatzung für jedes Jahr getrennt für die 
Ausgaben des Erfolgs- und Vermögensplanes festzusetzen. 

(2) Sämtliche Verbandsmitglieder sind umlagepflichtig. 

(3) Die Höhe der von einem Verbandsmitglied zu bezahlenden Umlage bestimmt sich nach dem 
Anteil der mit diesem Verbandsmitglied erzielten Umsatzerlöse des Vorjahres an den Umsatz-
erlösen des Zweckverbandes mit allen seinen Verbandsmitgliedern. Zur Ermittlung der Um-
satzerlöse gilt § 6 Abs. (2) Satz 3 der Verbandssatzung.  

(4) Die Umlage ist in Euro je Mitglied festzusetzen. 

(5) Wird eine Umlage beschlossen, so ist diese zu Beginn des jeweiligen Geschäftsjahres des 
Zweckverbandes, frühestens jedoch vier Wochen nach Bekanntgabe des Umlagebescheids 
fällig. 

(6) Geleistete Umlagen werden Verbandsmitgliedern 5 Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die 
Umlage gezahlt worden ist, erstattet, sofern und soweit es die Wirtschaftslage des Zweckver-
bandes zulässt. Hierüber entscheidet der Verwaltungsrat mit einfacher Mehrheit. Für ausge-
schiedene Verbandsmitglieder verbleibt es bei der Regelung in § 21 Abs. 2 dieser Satzung.  

 

 

§ 17 Wirtschaftsführung, Geschäftsjahr 

 



 

 

(1) Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Zweckverbands finden die für Ei-
genbetriebe geltenden Vorschriften gemäß § 58 Abs. 2 SächsKomZG unmittelbare Anwen-
dung. 

(2) Das Geschäftsjahr des Zweckverbands ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 18 Rechnungsprüfung 

 

Für die Rechnungsprüfung gemäß § 59 SächsKomZG i. V. m. §§ 103 bis 109 SächsGemO bedient 
sich der Zweckverband des Rechnungsprüfungsamtes eines Zweckverbandsmitglieds. Näheres 
wird durch Beschluss der Verbandsversammlung festgelegt. 

 

 

§ 19 Mitgliedschaften, Beteiligungen, Vereinbarungen mit Dritten 

 

(1) Der Zweckverband kann Mitglied von Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 
und von Einrichtungen sein, die gleiche oder ähnliche Zwecke verfolgen. Er kann unter den 
gesetzlichen Voraussetzungen der Sächsischen Gemeindeordnung Gesellschaften gründen 
und sich außerdem an anderen juristischen Personen des öffentlichen und privaten Rechts, 
gegebenenfalls als Alleingesellschafter, beteiligen, wenn dies der Aufgabenerfüllung gemäß 
§ 3 dienlich ist. 

(2) Der Verband kann Vereinbarungen mit Dritten über Geschäftsbesorgungen abschließen, wenn 
dies der Aufgabenerfüllung gemäß § 3 dienlich ist. Ebenso kann er Anlagen Dritter käuflich 
erwerben, pachten oder auf vertraglicher Basis betreiben. 

 

 

§ 20 Satzungsänderungen 

 

Beschlüsse der Verbandsversammlung über Änderungen der Verbandssatzung bedürfen einer 
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der satzungsgemäßen Stimmen der Verbandsversammlung. 

 

 

§ 21 Ausscheiden von Verbandsmitgliedern 

 

(1) Auf das Ausscheiden und den Wegfall von Verbandsmitgliedern finden die §§ 62 Abs. 2 in 
Verbindung mit Abs. 1 und 63 SächsKomZG Anwendung. Einzelne Verbandsmitglieder können 
auf Antrag aus dem Zweckverband ausscheiden, hierüber entscheidet die Verbandsversamm-
lung mit drei Fünfteln der satzungsmäßigen Stimmen.  

(2) Dem ausscheidenden Verbandsmitglied werden nach Ablauf von fünf Jahren nach seinem 
Ausscheiden die von ihm gemäß § 16 dieser Satzung geleisteten Umlagen erstattet, sofern 
und soweit es die Wirtschaftslage des Zweckverbandes zulässt. Hierüber entscheidet der Ver-
waltungsrat mit einfacher Mehrheit. Weitere vermögensbezogene Ansprüche entstehen in-
folge des Ausscheidens nicht. Die Bestimmungen der §§ 30, 47 Abs. 2 S. 1 SächsKomZG über 
die Haftung des ausscheidenden Verbandsmitglieds gegenüber dem Zweckverband für vor 
dem Ausscheiden begründete Verbandsverbindlichkeiten nach Maßgabe des Umlageschlüs-
sels bleiben unberührt. 

(3) Leistungsverträge, die mit dem ausscheidenden Mitglied bestehen, und daraus resultierende 
gegenseitige Ansprüche werden durch das Ausscheiden nicht berührt. Für eine Beendigung 





 

 

Anlage zur Satzung für den Zweckverband 
 
Verbandsmitglieder sind: 
 
die Landkreise 
 
Altenburger Land, Dahme-Spreewald, Erzgebirgskreis, Görlitz, Gotha, Leipzig, Meißen, Nordhausen, 
Nordsachsen, Saale-Holzland-Kreis, Saale-Orla-Kreis, Saalfeld-Rudolstadt, Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge, Unstrut-Hainich-Kreis, Vogtlandkreis, Weimarer Land, Zwickau 
 
 
die Städte 
 
Altenberg, Altenburg, Annaberg-Buchholz, Aue-Bad Schlema, Augustusburg, Bad Düben, Bad Lau-
sick, Bad Muskau, Bad Schandau, Bautzen, Belgern-Schildau, Bernstadt a. d. Eigen, Böhlen, Borna, 
Brand-Erbisdorf, Brandis, Burgstädt, Chemnitz, Coswig, Crimmitschau, Dahlen, Delitzsch, Dippoldis-
walde, Döbeln (für Ebersbach 04720), Dohna, Dommitzsch, Frankenberg/Sa., Frauenstein, Freiberg, 
Freital, Frohburg, Gera, Geringswalde, Geyer, Glashütte, Glauchau, Gotha, Görlitz, Grimma, Groitzsch, 
Großenhain (für Wildenhain und Zabeltitz), Großröhrsdorf, Großschirma, Gröditz, Hainichen, Harten-
stein, Hartha, Harzgerode, Heidenau, Hohenstein-Ernstthal, Hohnstein, Hoyerswerda, Jena, Kamenz, 
Kirchberg, Kitzscher, Kölleda, Königstein, Kurort Oberwiesenthal, Landsberg, Lauter-Bernsbach, 
Leipzig, Leisnig, Limbach-Oberfrohna, Lößnitz, Lommatzsch, Markkleeberg, Markneukirchen, Mar-
kranstädt, Meerane, Meißen, Mittweida, Mügeln, Naumburg, Naunhof, Niesky, Nordhausen, Nossen, 
Oberlungwitz, Oelsnitz/Erzgebirge, Ostritz, Pegau, Pirna, Plauen, Pulsnitz, Rabenau, Radeberg, Rade-
beul, Radeburg, Regis-Breitingen, Reichenbach/OL, Reichenbach/Vogtland, Riesa, Rötha, Roßwein, 
Rothenburg, Sayda, Schkeuditz, Schmölln, Schöneck/Vogtl., Schwarzenberg/Erzgeb. (für Pöhla), 
Stollberg, Stolpen, Strehla, Suhl, Taucha, Thalheim, Tharandt, Torgau (für Pflückuff), Trebsen, Treuen, 
Waldheim, Weimar, Weißenberg, Weißwasser, Werdau, Wildenfels, Wilkau-Haßlau, Wilsdruff, Wolken-
stein, Wurzen, Zittau (für Hirschfelde), Zschopau, Zwenkau,  
 
 
die Gemeinden 
 
Amtsberg, Arnsdorf, Auerbach/Erzgeb., Bad Brambach, Bannewitz, Belgershain, Borsdorf, Boxberg, 
Breitenbrunn, Burkau, Burkhardtsdorf, Callenberg, Claußnitz, Crottendorf, Cunewalde, Diera-Zehren, 
Doberschau-Gaußig, Dorfhain, Dürrröhrsdorf-Dittersbach, Ebersbach (01561), Elstertrebnitz, Eppen-
dorf, Erlau, Frankenthal, Gablenz, Glaubitz, Göda, Gohrisch, Großharthau, Großhartmannsdorf, Groß-
pösna, Großpostwitz, Großschönau, Grünhainichen (für Borstendorf), Hähnichen, Hartmannsdorf 
(09232), Hartmannsdorf-Reichenau, Haselbachtal, Hochkirch, Hohendubrau, Kabelsketal, Käb-
schütztal, Klingenberg (für Höckendorf und Pretzschendorf), Klipphausen, Königswartha, Kottmar 
(für Eibau, Niedercunnersdorf und Obercunnersdorf), Krauschwitz, Kreba-Neudorf, Kreischa, Krostitz, 
Kubschütz, Laußig, Leubsdorf, Leutersdorf, Lichtenau, Lichtentanne, Liebschützberg, Löbnitz, Loh-
men, Lohsa, Lossatal, Machern, Malschwitz, Markersdorf, Mildenau, Mockrehna, Moritzburg, Mücka, 
Müglitztal, Muldenhammer, Neschwitz, Neuensalz, Neuhausen/Erzgeb., Neukieritzsch, Neu-
kirch/Lausitz, Neukirchen/Erzgeb., Niederau, Nünchritz, Obergurig, Oderwitz, Ottendorf-Okrilla, Otter-
wisch, Petersberg, Pöhl, Priestewitz, Puschwitz, Quitzdorf am See, Rackwitz, Rammenau, Kurort 
Rathen, Rechenberg-Bienenmühle, Reinhardtsdorf-Schöna, Reinsdorf, Rietschen, Rosenbach/Vogt-
land, Schleife, Schmölln-Putzkau, Schönau-Berzdorf a. d. Eigen, Schwepnitz, Sehmatal, Steinberg, 
Steinigtwolmsdorf, Striegistal, Tannenberg, Taura b. Burgstädt, Teutschenthal, Trossin, Wachau, 
Waldhufen, Weinböhla, Weischlitz, Weißkeißel, Wermsdorf, Wiedemar  
 
 
die Verwaltungsverbände 
 



 

 

Diehsa, Eilenburg-West, Jägerswald, Am Klosterwasser 
 
 
die Zweckverbände 
 
Abwasserzweckverband „Elbe-Floßkanal“ 
Abwasserzweckverband „Oberer Lober“ 
Abwasserzweckverband „Schöpsaue“ Rietschen 
Abwasserzweckverband „Gemeinschaftskläranlage Kalkreuth“ 
Abwasserzweckverband „Untere Zschopau“ 
Abwasserzweckverband „Unteres Pließnitztal-Gaule“ 
Abwasserzweckverband „Weiße Elster“ 
Abwasserzweckverband „Wilde Sau“ Wilsdruff 
RAVON Regionaler Abfallverband Oberlausitz-Niederschlesien 
Regionaler Planungsverband Oberlausitz-Niederschlesien 
Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge 
Trinkwasserzweckverband Mildenau-Streckewalde 
Zweckverband Verkehrsverbund Oberlausitz-Niederschlesien 
Wasser- und Abwasserzweckverband „Mittlere Wesenitz“ Stolpen 
Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal Dresden 
Zweckverband „Parthenaue“ 
Zweckverband für Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Leipzig-Land (ZV WALL) 
 
 
die Sonstigen Einrichtungen 
 
Bona Vita – Gesellschaft für soziale Betreuung gGmbH 
JuCo-Soziale Arbeit gGmbH 
Klassik Stiftung Weimar 
Kommunaler Sozialverband Sachsen 
Kommunaler Versorgungsverband Sachsen 
Kulturbetriebsgesellschaft Meißner Land mbH 
Lecos GmbH 
Schulverband Treuener Land 
Stadtwerke Schkeuditz 
Stiftung Lebendige Gemeinde Neukieritzsch 
Verkehrsverbund Oberlausitz-Niederschlesien GmbH 
Verwaltungsgemeinschaft Kölleda 
Verwaltungsgemeinschaft Oppurg  
Verwaltungsgemeinschaft Triptis  
Wasser Abwasser Betriebsgesellschaft Coswig mbH 
 


